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parlamentsreport

Bis in die Nacht dauerte die Anhö-
rung zum neuen Schulgesetz am 7. 
Februar im Plenarsaal des Land-
tags. Mehr als 60 Anzuhörende 
hatte der Bildungsausschuss einge-
laden. Zuvor waren bereits knapp 
50 Stellungnahmen eingegangen.

Die Linksfraktion mit ihrem 
Bildungspolitiker Torsten 

Wolf hatte das große Interesse von 
Verbänden, Vereinen, Schulträgern, 
Gewerkschaften und anderen Sach-
verständigen begrüßt. „Wir freuen 
uns, dass sich so viele in den Gesetz-
gebungsprozess einbringen. Die Po-
sitionen der Anzuhörenden sind uns 
wichtig. In den kommenden Wochen 
werden wir die schriftlichen und 
mündlichen Stellungnahmen gründ-
lich auswerten und intensiv diskutie-
ren, bevor das Gesetz erneut im 
Landtag beraten wird“, sagte der 
LINKE-Abgeordnete.

Er verwies darauf, dass das Schul-
gesetz ein zentrales Vorhaben von 
Rot-Rot-Grün ist, um die Bildung in 
Thüringen zukunftsfest aufzustellen 
und jedem Kind bestmögliche Lern-
bedingungen zu gewährleisten“. Da-
zu gehört ein wohnortnahes, vielfäl-
tiges und qualitativ hochwertiges 

Unterrichtsangebot für alle Schüle-
rinnen und Schüler. Durch Schulko-
operationen kann künftig ein vielfäl-
tigeres Angebot sichergestellt und 
gleichzeitig flexibler auf mögliche 
Erkrankungen von Lehrerinnen und 
Lehrern reagiert werden, um die Un-
terrichtsversorgung zu verbessern. 

„Im Übrigen müssen die Schul-
größen-Festlegungen immer im Zu-
sammenhang mit den Kooperations-
modellen betrachtet werden und 
nicht davon losgelöst. Ansonsten 
will man das Schulgesetz für durch-
sichtige politische Absichten und 
Manöver instrumentalisieren. Das 
ist unseriös und bösartig“, so Torsten 
Wolf. Er regier-
te damit auf die 
Falschdarstel-
lungen der 
CDU im Zu-
sammenhang 
mit ihrer parla-
mentarischen 
Anfrage an das 
Bildungsminis-
terium. Aus 
den Antworten 
des Ministeri-
ums „geht klar 

hervor, dass durch das geplante Ge-
setz keine einzige Schule in Thürin-
gen in ihrem Bestand gefährdet ist. 
Damit ist analysiert und eindeutig 
festgehalten, dass durch Angaben zu 
Mindestgrößen für Klassen und 
Schulen kein Schulstandort ge-
schlossen wird“, unterstrich der 
LINKE-Politiker und sagte: „Die 
CDU sollte jetzt endlich aufhören, 
auf dem Rücken von Kindern, Eltern 
und Lehrenden Ängste und Unsi-
cherheit zu schüren und die Öffent-
lichkeit mit unzutreffenden Informa-
tionen zu belästigen.“ Dabei müsste 
auch ihr bekannt sein, dass alle an-
deren Bundesländer über solche 
Mindestzahlen verfügen. 

„Die Bestrebungen der CDU, die 
Haushaltsaufstellung auf juristi-
schem Weg zu verhindern, sind 
nicht im Interesse des Landes“, er-
klärte die Vorsitzende der Fraktion 
DIE LINKE, Susanne Hennig-Well-
sow, nach einer Pressekonferenz 
der CDU-Fraktion am 7. Februar 
zur Vorstellung des Gutachtens des 
Wissenschaftlichen Dienstes des 
Thüringer Landtags über die Zu-
lässigkeit der Verabschiedung eines 
Haushaltes für das Jahr 2020.

Wer, wie die CDU will, dass der 
Landtag in diesem Jahr nicht 

den Haushalt für das Jahr 2020 be-
schließt, der will, dass ab 1. Januar 
2020 nur ein Nothaushalt zu Verfü-
gung steht. Damit kann das Land 

nicht wie vorgesehen in Schulen, 
Straßen und Bahnverbindungen in-
vestieren. Zusätzliche Lehrerinnen 
und Lehrer können nicht eingestellt 
werden. Zusätzliche Polizistinnen 
und Polizisten können nicht in den 
Landesdienst aufgenommen werden. 
Das ist unverantwortlich!“, betonte 
die Landespolitikerin.

„LINKE, SPD und Grüne aber 
handeln verantwortlich. Deshalb 
werden die Regierungsfraktionen 
noch in diesem Jahr den Haushalt 
für 2020 beschließen.“ Wer ebenfalls 
wolle, dass Thüringen sich weiter gut 
entwickle, der solle sich konstruktiv 
an den Haushaltsberatungen beteili-
gen. Susanne Hennig-Wellsow wies 
darauf hin, dass die Thüringer Ver-

Kommentar

Weiterentwickeln

Von Susanne Hennig-Wellsow, 
Fraktionsvorsitzende

Am 6. Februar vor 100 Jahren trat im 
Deutschen Nationaltheater im Weimar 
zum ersten Mal ein Parlament zusam-
men, das gewählt wurde in freien und 
gleichen Wahlen. Die von der National-
versammlung erarbeitete Weimarer 
Verfassung ist auch aus heutiger Sicht 
modern und fortschrittlich. Sie brachte 
einen umfangreichen Katalog moderner 
Grundrechte zur Geltung und enthielt 
Garantien der Arbeitnehmerbeteiligung 
in Betrieben und Wirtschaft. Sie wird 
aber auch für das Scheitern der ersten 
deutschen Demokratie verantwortlich 
gemacht - in zahlreichen Belangen zu 
Unrecht. Selbst die beste demokrati-
sche Verfassung hat nur dann einen 
wirklichen Wert, wenn es möglichst vie-
le engagierte Menschen gibt, die sie 
auch im Alltag leben und gegen ihre 
Gegner, die nationalistisch-autoritäre 
bzw. faschistische Gesellschaftsmodel-
le durchsetzen wollen, energisch und 
erfolgreich verteidigen.
Damit Verfassungen auch künftig zeit-
gemäße und zukunftsorientierte Ant-
worten geben können, müssen sie wei-
terentwickelt werden unter Einbezie-
hung möglichst vieler Ansichten, Mei-
nungen und Positionen. Die öffentliche 
Debatte ist ein guter Weg, um über Vor-
schläge zur Modernisierung unserer 
Landesverfassung zu reden. Diese 
könnten dann sogar in einen Volksent-
scheid münden. 
Die LINKE fordert seit Jahren, durch 
Volksbegehren und Volksentscheide 
wesentlich mehr Bürger-Mitentschei-
dungsrechte. Dazu gehört, die Forde-
rung nach mehr Demokratie endlich 
durch die Abschaffung des Finanz-Ta-
bus für Volksbegehren in der Thüringer 
Verfassung fest zu verankern.

fassung vorschreibt, dass der Haus-
halt eines Jahres jeweils vor Beginn 
des Jahres vom Parlament zu verab-
schieden ist (Artikel 99). „Wenn die 
CDU schon nicht auf unsere guten 
Argumente hört, dann sollte sie zu-
mindest die Verfassung achten.“ 

Ronald Hande, finanzpolitischer 
Sprecher der Linksfraktion im Land-
tag, verwies auch auf den Präsiden-
ten des Thüringer Rechnungshofs, 
der Rot-Rot-Grün darin bestärkt 
hatte, noch in diesem Jahr einen 
Haushalt für 2020 vorzulegen und 
damit für Stabilität zu sorgen. 
Schließlich können nur so wichtige 
Maßnahme in Thüringen auch in 
Zeiten der Regierungsbildung fort-
geführt werden.
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Mietendeckelung 

Wir gehen es an
Wohnen ist ein Menschenrecht und 
keine Ware wie jedes andere Wirt-
schaftsgut. Wohnen ist der bedeu-
tendste Teil der Infrastruktur und des 
Gemeinwesens.
Das ARD-Magazins Panorama hat of-
fengelegt, dass in 64 Städten Mieterin-
nen und Mieter mehr als 30 Prozent ih-
res Einkommens für Mieten aufwen-
den. Wer in Jena wohnt zahlt 32,6 Pro-
zent seines Einkommens für die Miete, 
in Erfurt ist es genauso. Hier lag der 
Durchschnittslohn 2017 bei 1.926 Euro. 
In Jena sind es 2.081 Euro. Was bleibt da 
noch netto übrig für Essen, Kinder, 
Kleidung, Fahrgeld und, und, und….
Wir fordern sozialen Wohnungsbau 
für alle, die ihn brauchen. Vor allem 
auch für Rentnerinnen und Rentner. 
Denn fast jede zweite Rente in 
Deutschland liegt unter 800 Euro. Da 
bleibt nach Abzug der Miete fast nichts 
übrig. Wie sollen sich das die Seniorin-
nen und Senioren beispielsweise in Er-
furt oder Jena leisten können? Und da 
gibt es noch mehr Kommunen in Thü-
ringen, wo das der Fall ist.
Die Städte und Gemeinden in Thürin-
gen, vor allem in den Brennpunkten, 
sind aufgefordert, sich mit dafür zu en-
gagieren, dass wir das Ziel des sozialen 
Wohnungsbaus für alle, die ihn brau-
chen, auch erreichen. Und dies ist auch 
unsere Aufgabe als Abgeordnete, denn 
das ist in unserer Thüringer Verfassung 
fest verankert. Der Jurist Peter Weber 
hat in seinem vielbeachteten Beitrag in 
der Juristenzeitung deutlich aufgezeigt, 
wie es gehen kann. Mietendeckelung ist 
Ländersache. Wir gehen es an.

                 MdL Ute Lukasch

Nachdem sich am Wochenende zu-
vor die Bundesspitzen von CDU 
und SPD dem Renten-Thema zuge-
wandt hatten, gab es auf Antrag 
der SPD-Fraktion am 30. Januar 
im Landtag eine Aktuelle Stunde 
unter der Überschrift „Lebensleis-
tung anerkennen – Auswirkungen 
der angestrebten Grundrente auf 
Thüringen“.

In ihrer Rede erinnerte die Sozial-
politikerin der Linksfraktion, Ka-

rola Stange, daran, „dass die soge-
nannten großen Volksparteien in 
den zurückliegenden Jahren Zeit 
hatten, genau diese Thematik zu 
klären. Und es fällt schon auf, dass 
diese immer kurz vor Wahlen in 
den Mittelpunkt geschoben wird. 23 
Jahre ist die CDU auf Bundesebene 
mit in Verantwortung, 18 Jahre die 
SPD. Also es ist schon ein bisschen 
schwierig, jetzt daran zu glauben, 
dass endlich etwas geklärt werden 
soll“.

Menschenwürdiges Existenz-
minimum liegt bei 1.050 Euro

Die LINKE habe in den zurück-
liegenden Jahren immer wieder auf 
die drängende Problematik hinge-
wiesen, betonte die Abgeordnete. 
Sie verwies in diesem Zusammen-
hang auf die sogenannten Rentenlü-
cken. Sie betreffen u.a. die in der 
DDR geschiedenen Frauen, Eisen-
bahner, Balletttänzerinnen. „Diese 
Lücken müssen endlich geschlossen 
werden, die Menschen dürfen nicht 
auf das Jahr 2025 vertröstet werden. 
Denn die Leute, egal ob in Ost oder 
West, haben die Nase voll von An-
kündigungsrhetorik, sie wollen Ta-
ten sehen und daran fehlt es.“

Der Vorschlag von Arbeitsminis-
ter Heil für eine Grundrente von et-
wa 900 Euro führt nach Auffassung 

von Karola Stange nicht dazu, „dass 
Menschen tatsächlich eine armuts-
feste Rente erhalten. Schließlich 
liegt das menschenwürdige Exis-
tenzminimum bei mindestens 1.050 
Euro. 

„Wir brauchen die Diskussion
 über eine Bürgerversicherung“

In ihrer Landtagsrede gab die Ab-
geordnete auch zu bedenken: 
„Dann sollen noch die Ehepartne-
rinnen und 
Ehepartner mit 
zur Rechen-
schaft gezogen 
werden, also die 
Vermögensleis-
tungen sollen 
nach ihren Pa-
pieren noch mit 
herangezogen 
werden, ob man 
Anspruch hat 
oder nicht. Das 
ist alles sehr 
schwierig.“ Je-
denfalls glaube 
sie nicht, dass 
„die Grundren-
te Gerechtigkeit 
bringt, und sie 
ist auch kein 
Instrument, das 
Altersarmut verhindert“. 

Karola Stange weiter: „Wir sagen 
als Linke und das schon seit lan-
gem, notwendig ist eine garantierte 
Mindestrente von 1.050 Euro im 
Monat. Nur so kann man gut und 
menschenwürdig leben. Wir brau-
chen einen Mindestlohn von 12 Eu-
ro, von dem es den Einzahlern 
möglich ist, eine Rente zu erzielen, 
die Altersarmut nicht aufkommen 
lässt. Wir brauchen vor allen Din-
gen endlich eine Diskussion über 
eine Bürgerversicherung, in die alle 

Der Landtag hat am 1. Februar 
den Gesetzentwurf für ein Thü-

ringer Transparenzgesetz in erster 
Lesung beraten. „Im bundesweiten 
Transparenzranking vor zwei Jahren 
war Thüringen noch ein Schlusslicht. 
Der nun von der Landesregierung 
vorgelegte Gesetzentwurf mit der 
Schaffung eines Thüringer Transpa-
renzportals ist eine gute Grundlage, 
um das bisherige Informationsfrei-
heitsgesetz abzulösen und zu moder-
nisieren“, sagte Steffen Dittes, innen-

Für ein Thüringer Transparenzportal
Steffen Dittes: Umfassende Informationen durch neues Transparenzgesetz 

„Die Menschen wollen 
endlich Taten sehen“
Aus der Rede von Karola Stange in der Grundrenten-Debatte 
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politischer Sprecher der Linksfrakti-
on. Im weiteren parlamentarischen 
Verfahren soll das Gesetz noch bür-
gerfreundlicher gestaltet werden, so 
durch den Ausbau der Transparenz-
pflichten und die Reduzierung von 
Ausschlussgründen. 

Das geplante Transparenzportal 
soll einen kostenlosen, barrierefreien 
und anonymen Zugang zu Informa-
tionen aus Verwaltungshandeln bie-
ten. Der Entwurf umfasst die proak-
tive Einstellung von Zuwendungen, 

Plänen, Beschlüssen des Regierungs-
kabinetts, Beratungen, Protokollen, 
Berichten über Sponsoring und an-
deres. Ebenso sollen Informations-
angebote verknüpft werden, wie die 
Digitale Bibliothek Thüringens, das 
Geoportal, Rechtsprechungsdaten-
banken, Archivportal.

Es soll eine breite öffentliche Be-
teiligung geben gemeinsam mit 
OpenData-Initiativen, Netzpoli-
tik-Experten, Journalisten, Antikor-
ruptions-Verbänden, Informations-

freiheitsbeauftragten, Vertretern aus 
Verwaltung und anderen Interessier-
ten. Der Innenausschuss wird ein 
schriftliches Beteiligungsverfahren 
sowie eine Diskussion im On-
line-Forum des Landtages initiieren 
und Experten für eine öffentliche 
Anhörung im Mai laden, vorbehalt-
lich der gemeinsamen Verständi-
gung der Fraktionen. Abhängig vom 
Verlauf der Beratungen könnte das 
Gesetz noch vor der Sommerpause 
beschlossen werden.

einzahlen, sodass das Thema ‚Ge-
rechtigkeit‘ in den Mittelpunkt ge-
stellt wird.“

Die von Hubertus Heil 
beispielhaft genannte Friseurin

Die LINKE hat übrigens beispiel-
haft ausgerechnet, was die vom 
Bundesminister für Arbeit und 
Soiales, Hubertus Heil, beispielhaft 
genannte Friseurin, die 40 Jahre 
zum gesetzlichen Mindestlohn ge-

arbeitet hat und damit durch-
schnittlich 0,4 Entgeltpunkte er-
worben hat (in Wirklichkeit erge-
ben 9,19 Euro gesetzlicher Mindest-
lohn übrigens 0,47 Entgeltpunkte) 
erhielte. 

Es wären mit der sogenannten 
Grundrente 960,90 Euro brutto 
statt 512,48 Euro. Allerdings wären 
das netto nur 855,20 Euro Rente. 
Damit läge diese Friseurin nur 59 
Euro über der durchschnittlichen 
‚Grundsicherung im Alter‘, dem so-
genannten Rentner-Hartz IV.
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» Neonazi-Objekt
In der Landtagssitzung am 31. Januar 
bestätigte Innenminister Georg Mayer, 
dass sich eine Gaststätte in Brattendorf 
(Landkreis Hildburghausen) nun in 
Händen von Neonazis befindet. 
Bereits im Sommer 2017 war bekannt 
geworden, dass Neonazis das Objekt 
kaufen wollten, im September 2017 hat-
te die LINKE-Abgeordnete Katharina 
König-Preuss darauf während einer 
Landtagssitzung öffentlich hingewie-
sen. Mit dem erneuten Immobilien-
kauf befinden sich aktuell mindestens 
sechzehn Immobilien in Thüringen in 
den Händen von Neonazis bzw. haben 
diese darauf unmittelbaren Zugriff. 
„Ein weiterer Treff, Rückzugs- oder 
Veranstaltungsort, in dem sie ihre mör-
derische Ideologie verbreiten können“, 
warnte die Sprecherin für Antifaschis-
mus der Linksfraktion.

» Schülerstreiks
Unter dem Motto #Fridaysforfutu-
re, initiiert von Greta Thunberg 
aus Schweden, demonstrieren seit 
Wochen in vielen deutschen Städ-
ten, so auch in Erfurt und Jena,  
Schülerinnen und Schüler. Die 
Linksfraktion unterstützt ihr An-
liegen: „Wir erleben die volle 
Wucht der Klimaveränderungen 
nicht mehr, aber unsere Kinder 
und Kindeskinder. Daher wird es 
Zeit, gemeinsam etwas zu unter-
nehmen. Dazu gehören auch Schü-
lerstreiks, um auf die Probleme 
aufmerksam zu machen. Solche 
und andere gemeinsame Aktionen 
- unterstützt von Eltern und Leh-
rern - wären ein wichtiges Signal, 
die Energiewende zu beschleuni-
gen“, sagte Steffen Harzer, Um-
weltpolitiker der Fraktion.

» BAföG-Pläne
Die Pläne der Bundesregierung 
zur Reform des Bundesausbil-
dungsförderungsgesetzes 
(BAföG) greifen nach Einschät-
zung des LINKE-Abgeordneten 
Christian Schaft eindeutig zu 
kurz. Besondere der Verzicht auf 
kontinuierliche Anpassung der 
Fördersätze und Freibeträge an 
die reale Preis- und Einkommens-
entwicklung führe dazu, dass 
auch weiterhin eine dauerhafte 
Fehlstellung garantiert sei. „Auch 
die Erhöhung der Wohnkosten-
pauschale berücksichtigt nicht die 
Mietentwicklung in den meisten 
Universitätsstädten. Vollkommen 
unbeachtet bleiben notwendige 
Schlussfolgerungen aus dem Bo-
logna-Prozess, Fragen der Förder-
höchstdauer und Altersgrenzen.“

Die Landesregierung hat am 1. Feb-
ruar ihren Gesetzentwurf zur 
Überarbeitung des Thüringer Ver-
gabegesetzes in den Landtag zur 
ersten Beratung eingebracht. Da-
mit werden die Rahmenbedingun-
gen für öffentliche Aufträge an Un-
ternehmen und Dienstleister fest-
gelegt. 

Dieter Hausold, wirtschaftspoliti-
scher Sprecher der Linksfrakti-

on, zeigte sich mit dem vorgelegten 
Entwurf weitgehend zufrieden: „Das 
neue Vergaberecht entlastet Unter-
nehmen und öffentliche Hand von 
Bürokratie, stärkt die Rechte von Be-
schäftigten und tarifrechtliche Ver-
einbarungen. Es ist eine Leistung 
dieses Gesetzes, dass die unter-
schiedlichen Anforderungen ver-
schiedener Seiten eingebunden wur-
den. Die LINKE will nun im parla-
mentarischen Verfahren von dieser 
guten Grundlage ausgehend für wei-
tere Verbesserungen streiten.“

Der Abgeordnete denkt dabei ins-
besondere an die Verbindlichkeit der 
sozial-ökologischen Kriterien sowie 
die Höhe und Wirkungsbreite des 
vergabespezifischen Mindestentgelts. 
„Guter Lohn für Gute Arbeit, gerade 
wenn Gelder der öffentlichen Hand 
fließen, muss die Kernbotschaft die-
ses Gesetzes sein. Deshalb schlägt 
die LINKE ein Vergabe-Mindestent-
gelt von 12 Euro brutto vor, bei be-
stehendem Vorrang von Tarifverträ-
gen. Selbstverständlich sind bei einer 
Mindestlohnregelung in einem Ver-
gabegesetz die europarechtlichen Be-
stimmungen zu beachten. Und ge-
nau das tun wir.“

Verschiedene Juristen zeigen sich 
einig darin, dass nach aktuellem EU-
Recht sehr wohl Vergabelöhne zuläs-

Sozial und ökologisch
Dieter Hausold zur ersten Landtagsberatung des Vergabegesetzes 

sig sind, die oberhalb von Tariflöh-
nen liegen. Sie verweisen dazu auf 
die spezielle Systematik des EU-
Rechts. Danach ist die zulässige Hö-
he eines Vergabemindestlohns nicht 
an der Grundfreiheit der Dienstleis-
tungsfreiheit zu bemessen. Denn so-
weit es eine sekundärrechtliche Vor-
schrift gibt, die den Wettbewerb in 
der gesamten Union einheitlich re-
guliert, verdrängt dieses Sekundär-
recht die Grundfreiheiten. 

Das ist hier der Fall: Es gilt die 
EU-Vergaberichtlinie und die 
EU-Entsenderichtlinie. Wenn Fragen 
von den Richtlinien „nicht erschöp-
fend geregelt“ werden, kommt es 
noch unmittelbar auf die Dienstleis-
tungsfreiheit an. Aber die aktuellen 
Fassungen beider Richtlinien regeln 
den Wettbewerb erschöpfend. Das ist 
unter Juristinnen und Juristen un-
umstritten. „Der richtige Maßstab, 
an dem wir die zulässige Höhe des 

Mindestlohns bemessen 
müssen, sind daher die 
EU-Vergaberichtlinie und 
die EU-Entsenderichtli-
nie. Die Vergaberichtlinie 
erklärt seit 2014 „soziale 
und beschäftigungspoliti-
sche“ Ziele im nationalen 
Vergaberecht für legitim. 
Auch die Entsenderichtli-
nie folgt seit 2018 dem 
Prinzip „gleicher Lohn 
für gleiche Arbeit am 
gleichen Ort“. Es ist also 
so, dass nicht - wie in frü-
heren Fassungen beider 
Richtlinien - nur das 
„Mindestmaß an sozia-
lem Schutz“ ein legitimes 
Ziel ist. Ziel darf auch 
sein, das regionale Lohn-
niveau über die untersten 
Tariflöhne zu heben. Da-

her sind 12 Euro Mindestlohn bei 
Vergaben des Landes durchaus 
konform mit dem EU-Recht“, un-
terstreicht Dieter Hausold.

„Um mehr Menschen von höhe-
ren Löhnen profitieren zu lassen, 
wollen wir prüfen, ob Aufgaben, 
die die Kommunen im übertrage-
nen Wirkungskreis für das Land 
wahrnehmen und die vollständig 
vom Land bezahlt werden, nicht 
ebenso zwingend unter den Verga-
bemindestlohn fallen können. Zu-
dem unterstützen wir alle Kom-
munen, die die Möglichkeit wahr-
nehmen, freiwillig den Vergabe-
mindestlohn des Landes anzuwen-
den. Wir wollen eine Stärkung der 
sozialen und ökologischen Kriteri-
en, die durch neue EU-Vorgaben 
und Klarstellungen im aktuellen 
Gesetz zukünftig deutlich rechtssi-
cherer angewendet werden kön-
nen,“ so der LINKE-Politiker.

Gute Arbeits-   
bedingungen

Am 5. Februar ging es durch die 
Medien: Eine neue Studie des 

Deutschen Gewerkschaftsbundes hatte 
ergeben, dass die Zufriedenheit der 
Thüringer Beschäftigten mit ihrem Ar-
beits- und Lebensumfeld zunimmt. 
Nach der DGB-Studie „Gute Arbeit“ 
stimmen derzeit fast 70 Prozent der 
Beschäftigten der Aussage zu, dass 
Thüringen ein guter oder ein eher gu-
ter Standort für Arbeitnehmer ist. Vor 
acht Jahren war etwas mehr als die 
Hälfte der Beschäftigten dieser An-
sicht. 

„Es gibt in Thüringen eine gute Ent-
wicklung auf dem Arbeitsmarkt, aber 
auch Nachholbedarf. Wir sind auf ,Auf-
holjagd‘ und fordern die Wirtschaft 
auf, für faire Löhne und gute Arbeits-
bedingungen zu sorgen“, sagte dazu 
Ina Leukefeld, die arbeitspolitische 
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE 
im Thüringer Landtag. Denn auch die 
DGB-Studie belegt, es gibt bei der Ent-
lohnung immer noch große Unter-
schiede in Ost und West. Die Durch-
schnittseinkommen in Thüringen lie-
gen 20 Prozent unter dem gesamtdeut-
schen Durchschnittsniveau liegen. 2017 
lag der Bruttojahreslohn in Thüringen 
im Schnitt bei 31.300 Euro, das waren 
knapp 7700 Euro weniger als im ge-
samtdeutschen Durchschnitt, welcher 
bei 39.000 Euro lag.

Im Vergleich zu Gesamtdeutschland 
sind auch die qualitativen Arbeitsbe-
dingungen in Thüringen schlechter. 
Die Beschäftigten im Freistaat müssen 
im Bundesvergleich viel Schicht- und 
Nachtarbeit leisten und zudem haben 
sie besonders oft schwere Arbeit unter 
ungünstiger Körperhaltung. Den Be-
schäftigten stehen im Bundesvergleich 
auch weniger Erholungspausen zur 
Verfügung. Arbeitsstandorte sind 
dann besonders attraktiv, wenn nicht 
nur Bezahlung und Arbeitsbedingun-
gen stimmen, sondern auch ein gutes 
Arbeitsklima herrscht. „Bei all diesen 
Standortfaktoren helfen gewerkschaft-
liche Organisation und Tarifbindung. 
Sie sind erfahrungsgemäß eine ent-
scheidende Grundlage“, betonte Ina 
Leukefeld. Nach einer Schätzung durch 
die Bundesagentur für Arbeit wird sich 
das Potenzial der Erwerbstätigen bis 
2030 um 3,6 Millionen Personen ver-
ringern. Darum appelliert die LIN-
KE-Politikerin: „Es ist notwendig, dass 
wir in Thüringen gute und sichere Ar-
beitsbedingungen schaffen, gute Löhne 
bezahlen und verantwortungsvoll wie 
auch wertschätzend mit den Beschäf-
tigten umgehen, wenn wir auch in Zu-
kunft gute Fachkräfte haben wollen.“

In der DGB-Studie „Gute Arbeit“ wer-
den alljährlich in einer Hauptstichpro-
be bundesweit 4.000 Personen befragt. 
Dazu kommen in einer sogenannten 
Aufstockungsstichprobe Beschäftigte 
in einer Auswahl von Bundesländern. 
In Thüringen wurden dazu 1.000 Be-
schäftigte am Arbeitsplatz befragt.
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Paritätsgesetz

Auch für Thüringen 
Der Landtag Brandenburg hat am 31. Ja-
nuar das erste Paritätsgesetz in Deutsch-
land beschlossen. Es sieht die Quotie-
rung der Landeslisten der Parteien für 
die übernächste Landtagswahl vor.
„100 Jahre nach Einführung des passi-
ven und aktiven Wahlrechts für Frauen 
ist ein solcher Schritt zur tatsächlichen 
Gleichstellung in den Parlamenten not-
wendig und drängend. In Thüringen 
liegt der Frauenanteil bei 40,6 Prozent. 
Damit ist der Freistaat zwar in der Spit-
zenposition, aber wir wollen mehr. Wir 
wollen die Geschlechterparität!“, sagte 
Karola Stange, LINKE-Gleichstellungs-
politikerin im Thüringer Landtag.
Das Brandenburger Gesetz zeige, „dass 
die dringende Forderung nach mehr Be-
teiligung von Frauen in den Parlamen-
ten in die gesellschaftliche Wirklichkeit 
umgesetzt werden kann“, so die Spreche-
rin für Bürgerbeteiligung Anja Müller. 
Sie verwies auf ein von Rot-Rot-Grün in 
Auftrag gegebenes Gutachten zur Ver-
fassungsgemäßheit einer mindestens 
hälftigen Geschlechterquotierung zu-
gunsten von Frauen bei der Aufstellung 
von Wahllisten bei Landtags- und Kom-
munalwahlen. „Damit wissen wir: ein 
verfassungskonformes Paritätsgesetz ist 
auch in Thüringen rechtlich möglich 
und nicht zuletzt wegen des Nachteils-
ausgleichgebots zugunsten von Frauen 
in der Thüringer Verfassung auch drin-
gend geboten.“.
„Wir möchten die Brandenburger Er-
fahrungen nutzen und das Gesetz für 
Thüringen, das derzeit innerhalb der 
Koalitionsfraktionen in Arbeit ist, zeit-
nah in den Landtag einbringen. Do it li-
ke Brandenburg!“, sind sich beide LIN-
KE-Abgeordnete einig. 

Die CDU stellt die Migrations-
politik auf den Prüfstand. Bei 

einem sogenannten „Werkstattge-
spräch“ berät sie über Änderungen 

„Wir hätten da ein paar Vorschläge“
LINKE-FlüchtlingspolitikerInnen mit Appell zum CDU-Werkstattgespräch zur Migrationspolititik

am bisherigen Kurs, hieß es zur 
Veranstaltung am 10. und 11. Feb-
ruar, bei der rund 100 Praktiker 
und Wissenschaftler in der Partei-

zentrale in Berlin mit CDU- und 
CSU-Politikern über Migration, Si-
cherheit und Integration diskutier-
ten. Es sollten Handlungsempfeh-
lungen für das Parlament und die 
Bundesregierung gegeben werden. 

„Wir hätten da ein paar Vorschlä-
ge“, hatten sich zum Werkstattge-
spräch die flüchtlingspolitischen 
Sprecherinnen der LINKEN in Sach-
sen-Anhalt, Berlin, Mecklen-
burg-Vorpommern, Sachsen, Bran-
denburg und Thüringen - Henriette 
Quade, Andrea Johlige, Katina Schu-
bert, Karen Larisch, Juliane Nagel 
und Sabine Berninger - zu Wort ge-
meldet und mit einem Appell an die 
CDU-SpitzenfunktionärInnen ge-
wandt. „Dass mit der CDU die Wie-
derherstellung des Grundrechtes auf 
Asyl als Maximalforderung - mit 
Streichung der sicheren Herkunfts-
länder und sicheren Drittstaaten aus 

Mit dem am 30. Januar gefassten 
Beschluss eines Thüringer Gesetzes 
zur Einrichtung einer Beteiligten-
transparenzdokumentation beim 
Landtag wird zum ersten Mal in 
Deutschland durch eine gesetzliche 
Regelung der sogenannte „legislati-
ve Fußabdruck“ umgesetzt – eine 
langjährige Forderung lobbykriti-
scher Organisationen und ein Ver-
sprechen aus dem Koalitionsver-
trag. Dabei geht es darum, den Ent-
stehungsprozess von Gesetzen 
möglichst umfassend offenzulegen. 
Der Öffentlichkeit wird zugänglich 
gemacht, welche Organisationen 
und Personen aus dem außerparla-
mentarischen Bereich mit welchen 
Vorschlägen und Inhalten auf das 
jeweilige Gesetz Einfluss genom-
men haben.

Diese neue Datenbank ermöglicht 
der Öffentlichkeit die kritische 

Überprüfung, welche Interessen von 
wem in einem Gesetzgebungsverfah-
ren eingebracht wurden und wie sie 
sich im Gesetz widerspiegeln. Diese 
Offenlegung erhöht das Vertrauen in 
die Gesetzgebungsarbeit der Parla-
mente und verhindert verdeckten 
Lobbyismus, der der Demokratie 
schadet und das Vertrauen in Politik 
und demokratische Mitwirkungs-
wirkungsmöglichkeiten untergräbt“, 
sagte Knut Korschewsky.

In seiner Rede im Landtag hatte 
der LINKE-Abgeordnete außerdem 

wir uns vorgenommen – Syn-
ergieeffekte zu nutzen, soll die 
Beteiligtentransparenzdoku-
mentation auf die schon beste-
hende bzw. dann überarbeitete 
Parlamentsdokumentation ab-
gestimmt werden. Ab 1. März 
wird es in Form der Beteilig-
tentransparenzdokumentation 
beim Landtag diesen bezeich-
nenden legislativen Fußab-
druck in der praktischen An-
wendung erstmals geben. 

Es ist sehr zu wünschen, 
dass viele interessierte Men-
schen in Thüringen das zu ih-
rer Information nutzen, aber 
auch dafür sich selbst gesell-
schaftspolitisch einmischen. 
Ich hoffe, dass wir einen Bei-

trag dazu leisten, dass noch mehr 
Menschen als bisher sich beteiligen, 
Politik in diesem Land zu entwi-
ckeln, und hier mithelfen, das Land 
Thüringen weiterzuentwickeln.“ 

Knut Korschewsky hatte auch dar-
an erinnert, dass die Linksfraktion 
in der 5. Wahlperiode einen Gesetz-
entwurf für ein Thüringer Antikor-
ruptionsgesetz eingebracht hatte. 
Das darin vorgesehene Transparenz-
register beim Landtag beinhaltete al-
lerdings noch deutlichere Elemente 
eines klassischen Lobbyregisters. Je-
doch sei die jetzige Beteiligtentrans-
parenzdokumentation ein Schritt in 
die richtige Richtung.
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betont: „Diese Transparenz beim 
Gesetzgebungsverfahren hat auch 
die wichtige Funktion der Rechen-
schaftslegung der Abgeordneten ge-
genüber ihren Wählerinnen und 
Wählern. Die Bürgerinnen und Bür-
ger sind der Souverän und die Abge-
ordneten deren Vertretung und Re-
präsentanten, die im Namen und im 
Interesse der Bürger arbeiten.“

Das Inkrafttreten des Gesetzes sei 
auch so gewählt, dass es mit dem In-
krafttreten der überarbeiteten und in 
ihren Arbeitsabläufen stärker digita-
lisierten Geschäftsordnung des 
Landtags harmoniert. „Denn um 
nutzerfreundliche – und das haben 

Grund- und Asylgesetz, der Abschaf-
fung diskriminierender Sonderge-
setze wie des Asylbewerberleistungs-
gesetzes und die Verankerung weite-
rer Schutzgründe neben der politi-
schen Verfolgung im grundgesetz-
lich verankerten Asylrecht – nicht zu 
machen ist, ist uns bewusst. 

Deshalb formulieren wir nicht 
Maximalforderungen, sondern für 
VertreterInnen christlich-demokra-
tischer Politik annehmbare und 
machbare Vorschläge. Die derzeitige 
Politik der Abschreckung und Aus-
grenzung hilft niemandem, weder 
den geflüchteten Menschen noch der 
Bundesrepublik Deutschland“, so die 
Flüchtlingspolitikerinnen zu ihrem 
Vorstoß.

 
Der Appell unter www.die-linke-thl.
de/fileadmin/lv/dokumente/presse/ 
sonstiges/Appell.pdf pdf 

Erstmals in Deutschland 
Knut Korschewsky im Plenum zum „legislativen Fußabdruck“
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Den Entwurf zum Landeshaushalt 
für das Jahr 2020 hat die Landre-
gierung zur ersten Lesung am 31. 
Januar in den Landtg eingebracht. 
Für die DIE LINKE ist dieser Lan-
deshaushalt eine gelungene Fortset-
zung der Ära sozialer Politik in 
Thüringen mit Mehrausgaben in 
wichtigen Bereichen des öffentli-
chen Lebens. 

So gibt es mehr Geld für Qualität 
und weniger Gebühren im Be-

reich der Kindertageseinrichtungen 
und für weitere Lehrereinstellungen. 
Damit können alle befristet einge-
stellten Lehrer entfristet und auch 
die Vertretungsreserve ausgebaut 
werden. 

Für die Linksfraktion ist Kontinu-
ität im Bereich der Investitionen von 
besonderer Bedeutung. Gerade hier 
muss noch viel nachgeholt und kor-
rigiert werden, was in den vergange-
nen Jahrzehnten liegengeblieben ist. 
Der erneute Anstieg der Investiti-
onsausgaben im kommenden Haus-
halt ist möglich, weil die gute Steuer-
einnahmesituation dies erlaubt. Auf 
diese Weise geben wir das vorhande-
ne Geld denjenigen zurück, die es er-
arbeitet haben, den Menschen im 
Freistaat Thüringen.

Auch wird mit dem Haushalt 2020 
der Schuldenberg weiter abgebaut. 
Durch das sogenannte Nachhaltig-
keitsmodell werden planmäßig 65 
Millionen Euro getilgt, was auch der 
Thüringer Rechnungshof begrüßt. 
Besonders wichtig ist, dass jetzt auch 
alle Schattenhaushalte aus alten 
Wahlversprechen früherer CDU-Re-
gierungen transparent in den Haus-
halt zurückgeführt wurden und kei-
ne neuen Schulden mehr machen 
können.

Aus dem Plenarprotokoll der Re-
de des Abgeordneten Ronald Han-
de, haushalts- und finanzpoliti-
scher Sprecher der Linksfraktion:

„Die Landesregierung präsentiert 
hier tatsächlich einen der besten 
Haushalte, den Thüringen je hatte – 
qualitativ, aber auch quantitativ. Der 
Landeshaushalt 2020 ist gerecht, er 
ist sozial, er ist ökologisch, ausgewo-
gen und vor allem, er ist solide.

Er kommt nicht nur ohne Kredit-
aufnahme aus, er tilgt sogar Schul-
den aus den Zeiten mit CDU-Fi-
nanzministern. Der vorliegende Ent-
wurf macht das Land über das Jahr 
2019 hinaus handlungs- und zu-
kunftsfähig.

Die Steuereinnahmen sind seit 
2014 um etwa 2 Milliarden Euro ge-
stiegen. Und genau diese Mehrein-
nahmen, die von den Menschen in 
unserem Land erarbeitet wurden, 
werden wir ihnen auch zurückgeben. 
Wir gestalten ein besseres und ge-

Ära sozialer Politik
Aus der Rede des Haushalts- und Finanzpolitikers Ronald Hande

rechteres Thüringen. Wir werden in-
vestieren in die Zukunft, denn allein 
die Investitionsausgaben werden im 
Jahr 2020 rund 540 Millionen Euro 
höher sein als noch 2014. Das macht 
den Unterschied zwischen CDU und 
Rot-Rot-Grün. Während die CDU 
beklagt, dass wir zu viel Geld ausge-
ben würden, gestalten wir unseren 
Freistaat, damit es ein Morgen gibt.

Ja, man kann sogar sagen, wir ge-
ben sehr viel Geld aus, das ist richtig. 
In Ihrer Argumentation halten Sie 
uns entgegen bzw. wollen den Ein-
druck erwecken, Thüringen würde 

als einziges Land das 
Haushaltsvolumen 
erhöhen. Ich gebe ja 
zu, dass das Haus-
haltsvolumen im 
Jahr 2020 etwa 25 
Prozent höher sein 
wird als noch 2014, 
also dem letzten 
Haushalt unter 
CDU-Verantwor-
tung. Bemerkenswert 
ist aber auch, dass 
die Steigerung in an-
deren Ländern ähn-
lich ist. 

Bayern zum Bei-
spiel hat den Haus-
halt von 2014 schon 
bis zum Jahr 2018 
um 22 Prozent er-
höht oder – wie die 
CDU auch gern sagt 
– aufgebläht, Ba-
den-Württembergs 
Aufblähungen waren 

noch größer – bis 2019 ein Plus von 
26 Prozent, Sachsen 2014 auf 2020 23 
Prozent und Schleswig-Holstein plus 
24 Prozent. 

Man kann also sagen, bei dem 
Haushaltsaufwuchs sind wir da in 
keiner schlechten Gesellschaft, und 
das ist auch gut so. Im Übrigen 
kommt es wohl auch darauf an, wo-
für man das Geld ausgibt, also ob 
man die Mittel gezielt und mit Au-
genmaß einsetzt oder ob man nur 
kürzt und streicht, als gäbe es kein 
Morgen.“ 

Transparenz

Barrierefrei
Rot-Rot-Grün macht die politische 
Arbeit von Landtag und Behörden 
transparenter und nachvollziehbarer. 
Dazu wurde ein Gesetz zur Beteilig-
tentransparenzdokumentation verab-
schiedet. Damit wird der seit Jahren 
von lobbykritischen Organisationen 
geforderte „legislative Fußabdruck“ in 
die Praxis umgesetzt. Für jedes Ge-
setzgebungsverfahren wird in einer 
Datenbank des Landtags öffentlich 
zugänglich das gesamte Parlaments-
verfahren dokumentiert – Gesetzes-
dokumente, Stellungnahmen, Sit-
zungsprotokolle. Damit wird nach-
vollziehbar, welche Akteure – auch 
aus dem außerparlamentarischen Be-
reich -  in welcher Weise inhaltlich 
Einfluss genommen haben. 

Durch R2G-Initiative ist zudem eine 
Änderung der Geschäftsordnung des 
Landtags verabschiedet worden, die 
noch mehr Materialien und Informa-
tionen zur Landtagsarbeit öffentlich 
zugänglich macht. Beide Regelungen 
treten zum 1. März in Kraft. Derzeit 
wird auch der Gesetzentwurf für ein 
neues Transparenzgesetz, eine beson-
dere Form des Informationsfreiheits-
gesetzes, im Landtag beraten. Mit die-
sem Gesetz wird ein öffentlich zu-
gängliches Informations- und Doku-
mentenregisterbei bei Behörden ein-
gerichtet. Damit können Interessierte 
selbst und ohne langwierige Antrag-
stellung Informationen zum Handeln 
von Behörden, z.B. bei Bau-Projekten, 
recherchieren. 

Transparenz und Informationsfreiheit 
sind in einer Demokratie Grundrechte 
zur Bürgerbeteiligung. Der Zugang zu 
Informationen muss deshalb von allen 
Menschen uneingeschränkt genutzt 
werden können. An diesem Punkt 
kommt die Barrierefreiheit ins Spiel. 
Es ist ein Grundrecht, dass auch Men-
schen mit gesundheitlichen Beein-
trächtigungen, vor allem Einschrän-
kungen des Hör- oder Sehsinns, der 
kognitiven Fähigkeiten, z.B. beim 
Sprachverständnis, die Informationen 
so wahrnehmen und nutzen können 
wie nichtbehinderte Menschen. Das 
bedeutet z.B. die kontrastreiche Aus-
gestaltung von Webseiten, Vorlese-
funktionen bei digitalen Texten, Texte 
verfasst in Leichter Sprache. 

Um diese notwendige barrierefreie 
Kommunikation in allen Bereichen, 
nicht nur bei der Informationsfreiheit, 
praktisch umzusetzen, wird derzeit 
ein weiterer rot-rot-grüner Gesetzent-
wurf im Landtag beraten. Die Anhö-
rung von Organisationen und Fach-
leuten dazu findet statt und das Gesetz 
soll noch vor der Sommerpause in 
Kraft treten. Mit dem  noch vor dem 
Wahlperioden-Ende geplanten Gesetz 
zur wirksameren Gleichstellung be-
hinderter Menschen sollen die Stan-
dards für barrierefreie Kommunikati-
on noch weiter fortentwickelt werden.
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Braucht Thüringen eine neue Wirt-
schaftsfördersystematik? Zu einer 

Fachtagung mit dieser Fragestellung 
laden die rot-rot-grünen Koalitions-
fraktionen für Mittwoch, den 3. April, 
ab 14 Uhr in den Thüringer Landtag, 
Raum F101, nach Erfurt ein.

Die Fortschritte Thüringens in der 
wirtschaftlichen Entwicklung sind 
auch maßgeblich durch eine vielfältige 
Förderpolitik gestützt worden. Insbe-

sondere die Bund-Länder-Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der regi-
onalen Wirtschaftsstruktur“ (GRW) 
und der Europäische Fonds für regio-
nale Entwicklung (EFRE) haben we-
sentliche Akzente gesetzt, die zu die-
sem Erfolg beitragen konnten. Sowohl 
GRW als auch EFRE werden zum Jahr 
2021 eine Fortschreibung erhalten, wo-
bei es absehbar ist - wenn auch in der 
genauen Höhe zum jetzigen Zeitpunkt 
noch nicht bestimmbar -, dass Thürin-

gen aufgrund seiner positiven wirt-
schaftlichen Entwicklung zukünftig 
weniger Fördermittel zugesprochen be-
kommen wird.

Sich daraus ergebende Fragen sollen 
auf der Tagung diskutiert werden, zum 
Beispiel: Welche Förderprogramme 
haben sich bewährt, wo wären mögli-
che Abstriche verkraftbar und welche 
Umorientierungen und neuen Ansätze 
müssen auch bei reduzierten Mitteln 
dennoch berücksichtigt werden?

Wirtschaftsförderung auf den Prüfstand

Landtagsabgeordnete Marit Wagler 
besuchte kürzlich die überregionale 
Beratungsstelle „Blickpunkt Auge“ 
des Blinden- und Sehbehinderten-
verbandes Thüringen e. V. in Heil-
bad Heiligenstadt. Die Abgeordne-
te ist kürzlich als Nachrückerin in 
den Thüringer Landtag und die 
Linksfraktion eingezogen. Es war 
die erste Stippvisite in ihrem Wahl-
kreis.

Großes Interesse zeigte sie an der 
wichtigen Arbeit des gemein-

nützigen Verbandes im Landkreis 
Eichsfeld zum Wohle blinder und 
sehbehinderter Menschen. Bera-
tungsstellenleiterin Silke Senge er-
klärte ihr eine Auswahl von spre-
chenden und tastbaren Hilfsmitteln 
für Blinde und Sehbehinderte: Arm-
banduhren, Küchenwaage, Taschen-
rechner oder Kurzzeitwecker. Tast-
bare Spiele ermöglichen es, gemein-
sam mit Sehenden Domino oder 
Skat zu spielen. 

Verschiedene Simulationsbrillen 
versetzten die Landtagsabgeordnete 
in die Welt eines Blinden und zeig-
ten auf, mit welchen Einschränkun-
gen diese Menschen ihren Alltag be-
streiten. An der Punktschriftmaschi-

ne ließ sie sich die heute weltweit 
gültige Blindenschrift nach dessen 
Erfinder Louis Braille erklären. Ne-
ben der Punktschrift wurde außer-
dem über weitere Möglichkeiten der 
Mobilität gesprochen. 

Langstock und Blindenführhund 
sind ebenfalls wichtige Hilfen im 
Alltag. Ein Modell von einem Führ-
hund befindet sich in der Beratungs-
stelle. Seit 1991 gibt es das Schulpro-
jekt „Behinderte im Alltag – Vor-

Besuch in Beratungsstelle
Alternative 54 e.V. spendet für Blinden- und Sehbehindertenverband

Immer auf dem Laufenden bleiben! 
Mehr Infos über die Arbeit unserer 
Landtagsfraktion finden Sie hier:

Parlamentsreport
Alle zwei Wochen erscheint der Parla-
mentsReport unserer Fraktion als Bei
lage zur Thüringer UNZ – Unsere neue 
Zeitung (www.unz.de). Darin finden Sie 
unsere wichtigsten Themen, aktuelle 
Gesetzesinitativen, Auszüge aus Land-
tagsreden, Berichte über Aktionen und 
Veranstaltungen, Hintergrundinforma
tionen und vieles mehr. Online können 
Sie die aktuelle Ausgabe, sowie alle 
alten Ausgaben jederzeit im Internet 

nachlesen (www.die-linke-thl.de/nc/
mediathek/parlamentsreport).

Web 2.0
Aktuelle Informationen über die Arbeit 
unserer Fraktion finden Sie auch auf 
www.twitter.com/Linke_Thl und bei 
www.facebook.com/linke.Thueringen, 
Videos von Reden und Aktionen bei 
www.youtube.com/Linksfraktionthl 
sowie Fotos unter www.flickr.com/
linksfraktion-thueringen.

Video-Livestream
Einen Video-Livestream von den meist 
einmal im Monat stattfindenden Ple

narsitzungen des Thüringer Landtages 
finden Sie während der Sitzungen auf 
unserer Webseite (www.die-linke-thl.
de) und auf der Internetseite des Land-
tages (www.landtag.thueringen.de) ein-
geblendet. Dort finden Sie auch die 
Termine der Sitzungen.

Im Internet
Aktuelle Infos aus unserer Fraktion, 
Pressemitteilungen, die Kontakte zu 
unseren Abgeordneten, Termine, Reden 
und Anträge unserer Fraktion, Broschü-
ren und Flugblätter sowie Hintergrund-
infos zu unseren Positionen finden Sie 
im Internet unter www.die-linke-thl.de.

tragsreihe vor 
Schülern und Pä-
dagogen“. Bisher 
wurden so über 
2.800 Schülerin-
nen und Schüler 
der Klassen 1 bis 
11 im Landkreis 
Eichsfeld im 
Rahmen der „be-
sonderen Unter-
richtsstunde“ für 
die Situation 
blinder und seh-
behinderter 
Menschen sensi-
bilisiert. 

Für dieses Pro-
jekt und weitere 
Aufgaben des 

Verbandes überreichte Marit Wagler 
einen Scheck des Abgeordnetenver-
eins „Alternative 54 e. V.“ an den 
Kreisvorsitzenden Ralf Lindemann. 

                     Silke Senge

Im Foto (v.l.): Landtagsabgeordnete 
Marit Wagler, Mitarbeiterin Sigrid 
Hupach (LINKE-Kreisvorsitzende 
im Eichsfeld) und die Leiterin der 
Beratungsstelle Silke Senge. 

Nebenbei notiert

Keine Lapalie
Kommentar VON                                 
MdL Christian Schaft

An der Hochschule Nordhausen 
sind diffamierende Plakate gegen 
Kandidaturen zum Studierendenrat 
aufgetaucht. Die anonymen Plakate 
mit Aufschriften wie „Schlägerban-
den“, „Antidemokraten“ und „rote 
Banden“, richten sich gegen Kandi-
datinnen und Kandidaten des der 
LINKEN nahestehenden Studieren-
denverbandes SDS und haben klare 
Bezüge zur extremen Rechten. 

Insofern habe ich kein Verständnis 
für Äußerungen des Hochschulprä-
sidenten Prof. Wagner, der offenbar 
keinen Handlungsbedarf sieht, 
wenn politisch engagierte Studie-
rende auf seinem Campus derart 
angegriffen werden. Für mich ist es 
keine Lappalie, wenn Studierende 
diffamiert werden, weil sie bei 
Wahlen kandidieren und sich für 
ihre Kommilitoninnen und Kom-
militonen sowie die Hochschule 
einsetzen wollen. 
Die Verantwortlichen hinter der 
Hetzkampagne haben sich auch 
Motiven der extrem Rechten „Ver-
einigung zur Bekämpfung des Bol-
schewismus“ aus der Zeit der Wei-
marer Republik bedient. Deren 
Gründer rühmte sich während der 
NS-Zeit u.a. damit, die Freikorps 
zur Ermordung Rosa Luxemburgs 
angestiftet zu haben.

Solche Aktionen müssen klar zu-
rückgewiesen werden. Ich finde es 
daher gut, dass die Linksjugend in 
Nordhausen Anzeige gegen Unbe-
kannt erstattet hat und sehe die 
Hochschulleitung in der Pflicht, 
sich hier deutlicher zu positionie-
ren. Denn bleiben solche undemo-
kratischen Aktionen unkommen-
tiert, fühlen sich die Verantwortli-
chen bestärkt und die Betroffenen 
dieser Schmutzkampagne bleiben 
alleingelassen. 


